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Wir alle stehen noch unter dem Eindruck der schrecklichen Anschläge, die am vergangenen 

Freitag in Paris begangen wurden. Diese Anschläge richteten sich nicht nur gegen Paris, 

gegen Frankreich und die Franzosen. Paris steht stellvertretend für uns alle, die wir in 

unserer Weltanschauung und Lebensweise der Ideologie der Täter nicht entsprechen. 

 

Terroristische Gruppierungen rufen ihre Anhänger immer wieder dazu auf, in ihren 

Heimatländern Anschläge zu begehen und den „Jihad“ so in die ganze Welt zu tragen. Die 

Anschläge von Paris haben erneut gezeigt, dass diese Aufrufe Wirkung entfalten. Dass sich 

immer wieder Personen finden, die bereit sind, im Namen einer menschenverachtenden 

Ideologie Anschläge auszuführen und Gewalttaten gegen Andersgläubige, gegen 

Andersdenkende zu begehen. Und sich dabei in ihrer Skrupellosigkeit gegenseitig zu 

überbieten.  

Es war daher unumgänglich, das für gestern geplante Länderspiel zwischen dem Oranje-

Team und unserer Mannschaft kurzfristig abzusagen. Eine Entscheidung, die den 

Verantwortlichen im Bund und in Niedersachsen nicht gefallen hat, aber der Schutz der 

Bevölkerung muss Vorrang haben. Glauben Sie mir, wir haben bis zuletzt versucht, an der 

Durchführung des Spiels als Zeichen der Solidarität mit unseren französischen Freunden 

festzuhalten. Es war uns zuletzt nicht mehr möglich. 

 

Die Anschläge von Paris stellen in ihrer Tragweite vieles von dem in den Schatten, was wir 

bislang in Europa erlebt haben. Sie führen uns aber auch vor Augen, was die Menschen in 

Ländern, die tagtäglich mit dem Terror leben müssen, erdulden und erleiden. Nur einen Tag 

vor den Anschlägen von Paris, am vergangenen Donnerstag, wurden in Beirut bei einem 

Doppelanschlag mehr als 40 Menschen getötet und rund 200 verletzt. 

 

Bevor ich mit meiner Rede fortfahre, möchte ich Sie deshalb bitten, sich zu erheben, um 

gemeinsam der Menschen zu gedenken, die weltweit durch den internationalen Terrorismus 

getötet wurden, die ihr Leben auf solch grausame und sinnlose Art und Weise verloren 

haben. 

 

– Schweigeminute – 
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Zum zweiten Mal in diesem Jahr haben islamistisch motivierte Attentäter in der 

französischen Hauptstadt ein Blutbad angerichtet. Bereits im Januar waren bei mehreren 

Anschlägen in Paris 17 Menschen getötet worden – weil sie aus Sicht der Angreifer durch ihre 

Karikaturen des Propheten Mohammed den Islam beleidigt hatten, weil sie Juden waren oder 

weil sie schlicht zur falschen Zeit am falschen Ort waren. Die Anschläge am vergangenen 

Freitag richteten sich gegen die Besucher eines Rockkonzerts, eines Fußballspiels und gegen 

die Gäste von Restaurants und Bars in einem beliebten Ausgehviertel. An sechs 

verschiedenen Orten im Zentrum von Paris wurden innerhalb weniger Stunden mindestens 

129 Menschen getötet. 

 

Auch wenn wir uns darüber im Klaren sind, dass Europa im Fadenkreuz des islamistischen 

Terrorismus steht und mit derartigen Anschlägen jederzeit gerechnet werden muss, 

hinterlassen uns diese Taten fassungslos, ob ihrer Brutalität, ihrer Abgeklärtheit und ihrer 

Grausamkeit. Aber auch, weil der internationale Terrorismus in Europa mit den Anschlägen 

von Paris eine neue Dimension erreicht hat.  

Diese Anschläge richteten sich nicht gegen herausgehobene, symbolische Ziele wie im Fall 

von Charlie Hebdo. Ziel waren auch nicht Verkehrsinfrastrukturen wie in Madrid und 

London, bei denen es in erster Linie darum ging, möglichst viele Menschen möglichst 

medienwirksam zu töten, wenngleich auch das mit Sicherheit zum Kalkül der Täter gehörte. 

Was ihre Taten aber von anderen Anschlägen abhebt, ist, dass sie sich gezielt gegen unsere 

Kultur richteten. Gegen die Art und Weise, wie wir hier in Europa unser Leben, unseren 

Alltag gestalten. Auch aus diesem Grund gehen uns diese Anschläge vielleicht auch noch 

näher als andere, nicht minder schreckliche Taten in der Vergangenheit.  

Die Botschaft der Täter ist klar – niemand soll sich sicher fühlen. Nirgendwo.  

Durch die medienwirksame Inszenierung ihrer Gewalt versuchen sie, im Sinne ihrer perfiden 

Weltanschauung Einfluss zu nehmen – auf das Sicherheitsgefühl ganzer Gesellschaften und 

letztlich auf den politischen Kurs von Regierungen. Wir alle wissen – und daran lässt die 

Propaganda terroristischer Gruppierungen auch keinen Zweifel aufkommen: Deutschland 

steht genauso im Zielspektrum wie andere europäische und „westliche“ Staaten. 
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Ich wurde in den vergangenen Wochen oft gefragt, ob und wie sich die hohe Anzahl von 

Flüchtlingen, die teilweise unkontrolliert nach Deutschland kommen, auf unsere 

Sicherheitslage auswirkt. Ob das BKA Erkenntnisse dahingehend habe, dass sich unter den 

hier eintreffenden Flüchtlingen auch IS-Kämpfer befinden.  

Wir erhalten immer wieder Hinweise von Flüchtlingen oder auch von ausländischen 

Diensten, dass sich Personen, die in Verbindung zu militanten Gruppen in Krisenregionen 

gestanden oder für diese gekämpft haben sollen, nun in Deutschland aufhalten. Diesen 

Hinweisen – mittlerweile 120 – gehen wir selbstverständlich umgehend nach. In vielen 

Fällen haben sie sich bereits als substanzlos erwiesen. In insgesamt 16 Fällen haben wir 

aufgrund uns vorliegender Erkenntnisse Ermittlungsverfahren unter anderem wegen des 

Verdachts auf Kriegsverbrechen eingeleitet. Um es klar zu sagen: Bislang deutet nichts auf ein 

gezieltes Einschleusen von Kämpfern beziehungsweise Angehörigen terroristischer 

Organisationen nach Deutschland hin! Solch einen Hinweis haben wir nicht. 

 

Allerdings gilt auch: Wir können nicht ausschließen, dass Anhänger des IS oder anderer 

terroristischer Gruppierungen die aktuelle Situation nutzen, um unerkannt nach 

Deutschland und Europa zu gelangen. Selbst Grenzkontrollen und lückenlose Registrierung 

bieten hier keine hundertprozentige Sicherheit. Potenzielle Terroristen erkennt man nicht an 

ihren Fingerabdrücken. Das Risiko, dass sich potenzielle Attentäter als Flüchtlinge getarnt 

nach Europa begeben, darf aber nicht dazu führen, dass Flüchtlinge hier unter 

Generalverdacht gestellt werden! Viele der aus Syrien und dem Irak stammenden Personen 

versuchen durch ihre Flucht, eben diesen Gruppierungen und ihren Gräueltaten zu 

entkommen. Sie suchen Schutz vor eben jener willkürlichen Gewalt und Grausamkeit, wie 

wir sie in der vergangenen Woche in Paris erlebt haben. Vor einem Krieg, der auch durch 

mehrere tausend europäische Jihad-Kämpfer und -Unterstützer geführt wird! Allein aus 

Deutschland sind mehr als 760 Personen ausgereist, um in Syrien oder im Irak den IS oder 

andere terroristische Gruppierungen zu unterstützen. Von einigen Personen wissen wir, dass 

sie sich vor Ort an schwersten Gewalttaten und Menschenrechtsverletzungen beteiligt haben 

– darunter Personen, die sich als Selbstmordattentäter in die Luft gesprengt und zahlreiche 

Menschen mit in den Tod gerissen haben. Diese Relationen und das Leid, das auch durch 

deutsche Staatsbürger in Syrien und im Irak angerichtet wurde, werden im Rahmen der 
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Debatte um potenzielle Sicherheitsrisiken durch steigende Flüchtlingszahlen viel zu häufig 

außer Acht gelassen. 

 

Darüber hinaus dürfen wir nicht vergessen, dass die meisten Opfer islamistischer Gewalt 

nach wie vor Muslime sind! Ebenso wenig dürfen wir die Tatsache aus den Augen verlieren, 

dass die absolute Mehrheit der Muslime in Deutschland und weltweit friedfertig ist und den 

Missbrauch ihrer Religion, wie er durch islamistische und terroristische Gruppierungen 

geschieht, entschieden ablehnt. An dieser Stelle möchte ich ganz herzlich die Vertreter der 

muslimischen Verbände begrüßen, die mit ihrer Teilnahme an unserer Konferenz ein 

deutliches Zeichen setzen. Danke dafür. 

 

Wir alle müssen wachsam sein, was das Radikalisierungspotenzial der in den vergangenen 

Monaten nach Deutschland geflüchteten Menschen angeht. Wir müssen vor allem aufpassen, 

dass die Not und Orientierungslosigkeit von Personen, die hier in Deutschland Schutz 

suchen, nicht als Ansatzpunkt für islamistische Propaganda und Rekrutierungsversuche 

genutzt werden. Viele der Faktoren, die wissenschaftlichen Erkenntnissen zufolge 

Radikalisierung begünstigen, liegen bei Flüchtlingen in erhöhtem Maße vor: starke Brüche in 

den Biografien aufgrund von Kriegserfahrungen und Flucht sowie die Suche nach Halt, 

Orientierung und Anschluss in einem fremden Land. Besonders unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge sind in diesem Zusammenhang gefährdet und bedürfen eines besonderen 

Schutzes. Um die 60 Versuche von Islamisten, im Umfeld von Erstaufnahmeeinrichtungen 

Flüchtlinge anzusprechen, hat es bereits gegeben. Um dem entgegenzuwirken sind die 

Umsicht und die Fürsorge der Träger der Flüchtlingsunterkünfte gefragt, aber auch das 

Engagement der Zivilgesellschaft, was auch und insbesondere Moscheen und muslimische 

Verbände einschließt! 

 

Gleichzeitig müssen wir auch weiterhin mit einem verstärkten Aufkommen an 

rechtsextremistisch motivierten Straftaten rechnen. Für das Jahr 2015 zählen wir zum 

jetzigen Zeitpunkt bereits mehr als 700 Straftaten gegen Asylunterkünfte. Im Vergleich zum 

Vorjahr haben sich die Zahlen verfünffacht! Die Debatte um den Umgang mit Flüchtlingen 

vermag es, in der ansonsten eher heterogenen rechten Szene einen ideologischen Konsens zu 
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generieren und birgt somit erhebliches Mobilisierungs- und Radikalisierungspotenzial.  

Darüber hinaus werden in der Bevölkerung bestehende Vorbehalte vom rechten Spektrum 

instrumentalisiert und stark polarisierend aufbereitet, um so Anschluss an die bürgerliche 

Mitte zu finden. Wir haben es teilweise mit gezielt gesteuerten Desinformationskampagnen 

zu tun, die darauf ausgerichtet sind, Ängste zu schüren und Gewalt zu legitimieren oder 

zumindest zu verharmlosen. Dazu zählen beispielsweise falsche Gerüchte über angeblich im 

Umfeld von Flüchtlingsunterkünften begangene Sexualstraftaten oder „Vorher-Nachher-

Bilder“ im Internet, mit denen Flüchtlinge bezichtigt werden, für den IS oder andere 

terroristische Gruppierungen gekämpft zu haben. Diese Kampagnen zeigen offenbar 

Wirkung: Wir beobachten lokale Häufungen von Straftaten gegen Flüchtlingsunterkünfte 

dort, wo auch eine stärkere rechte Szene zu verzeichnen ist. Der Einfluss rechter Strukturen 

in diesem Zusammenhang ist also durchaus erkennbar. Gleichzeitig sind rund 70 Prozent der 

bei Straftaten gegen Asylunterkünfte festgestellten Tatverdächtigen Personen, die bislang 

nicht im Zusammenhang mit politisch motivierter Kriminalität in Erscheinung getreten sind.  

Diese Entwicklung bereitet uns Sorge! Daher gilt es, diesen Desinformationskampagnen mit 

Aufklärung zu begegnen. Nur so können wir gewährleisten, dass der gesamtgesellschaftliche 

Diskurs auf Basis von Fakten geführt wird, nicht auf Grundlage von Gerüchten und 

Vorurteilen. Aus diesem Grund haben Bund und Länder damit begonnen, die Kriminalität im 

Kontext von Zuwanderung in einer Lageübersicht des Bundeskriminalamtes zu erfassen und 

auszuwerten. 

 

Was sind unsere ersten Erkenntnisse? Mit der steigenden Zahl von Flüchtlingen in 

Deutschland ist bislang kein überproportionaler Anstieg der Kriminalität einhergegangen. 

Bei einem Großteil der Straftaten handelt es sich um Diebstahlsdelikte, sowie um 

Vermögens- und Fälschungsdelikte wie beispielsweise die Nutzung öffentlicher 

Verkehrsmittel ohne gültigen Fahrschein. Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 

und Straftaten gegen das Leben hingegen liegen bei unter einem Prozent der 

Gesamtstraftaten. Gerade Staatsangehörige aus Syrien und aus dem Irak sind bei den 

Tatverdächtigen deutlich unterrepräsentiert.  

Andererseits, und das gehört auch zur Wahrheit, gibt es erkennbar auffällige Häufungen etwa 

bei Staatsangehörigen aus dem Balkan. Es ist unsere gemeinsame polizeiliche Aufgabe, 
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Risikogruppen zu erkennen und hier in der Strafverfolgung eindeutige Schwerpunkte zu 

setzen – um die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten, aber auch um 

Ressentiments entgegenzuwirken. 

 

Vor dem Hintergrund des steigenden Radikalisierungs- und Mobilisierungspotenzials des 

rechten Spektrums müssen wir damit rechnen, dass sich Gewalttaten lokaler rechter Szenen 

oder fanatisierter Einzeltäter künftig verstärkt auch gegen Flüchtlinge selbst richten. Ebenso 

stehen Entscheidungsträger und Betreiber von Unterkünften im Zielspektrum, die aus Sicht 

der rechten Szene die Aufnahme von Flüchtlingen unterstützen. Der Mordanschlag auf die 

Kölner Oberbürgermeister-Kandidatin Henriette Reker macht dies mehr als deutlich.  

Wie im islamistischen Spektrum gilt auch für rechtsmotivierte Gewalttäter, dass wir 

Straftaten, die von Einzeltätern oder Kleinstgruppen mit geringem Koordinationsaufwand 

oder gar spontan ohne Vorabsprachen begangen werden, kaum präventiv begegnen können. 

Wir beobachten diese Entwicklungen aufmerksam, vor allem auch, um Strukturen und 

Muster, die sich vor dem Hintergrund der aktuellen Lage bilden könnten, frühzeitig zu 

erkennen. Unsere zentrale Plattform ist dabei das beim Bundesamt für Verfassungsschutz 

eingerichtete Gemeinsame Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ). Unser 

Ziel ist klar: Wir wollen in Deutschland nicht noch einmal von einer Gruppierung wie dem 

„Nationalsozialistischen Untergrund“ überrascht werden! 

 

Verstärkte Aktivitäten des rechten Spektrums können zudem eine radikalisierende und 

mobilisierende Wirkung auch auf die islamistische oder auf die linksextremistische Szene 

entfalten und umgekehrt. Wir müssen mit noch intensiveren Wechselwirkungen zwischen 

den verschiedenen Extremismen rechnen. Durch die Verschärfung von Konflikten weltweit 

könnte darüber hinaus auch das Gewaltpotenzial zwischen den Anhängern unterschiedlicher 

Konfliktparteien hier in Deutschland steigen. Somit ist es in erster Linie auch Aufgabe der 

Sicherheitsbehörden, durch Maßnahmen der Gefahrenabwehr und der konsequenten 

Strafverfolgung sicherzustellen, dass es zwischen den verschiedenen Szenen nicht zu einer 

Eskalation der Gewalt kommt. 
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Die Anschläge von Paris und Kopenhagen zu Beginn dieses Jahres, der Anschlag auf das 

Jüdische Museum in Brüssel 2014 und das Attentat auf eine jüdische Schule in Toulouse 2012 

verdeutlichen zudem die antisemitische Komponente, die den islamistischen Terrorismus 

prägt und die im Rahmen von Extremismusprävention auch gezielt angegangen werden 

muss. 

 

Ausgehend von der aktuellen Lage sehe ich zwei zentrale Herausforderungen, vor die der 

internationale religiös motivierte Terrorismus Polizei und Sicherheitsbehörden in 

Deutschland und weltweit stellt. Erstens – die Internationalität des Phänomens und die 

globale Vernetzung islamistisch motivierter Täter und Unterstützer. Und zweitens – das 

wachsende Personenpotenzial in diesem Bereich und die Frage, wie wir künftig damit 

umgehen. 

 

Nationale oder kontinentale Grenzen schützen uns immer weniger vor den Auswirkungen 

von Krisen und Konflikten weltweit. Ebenso wenig vor international organisierter 

Kriminalität oder vor der Verbreitung von Ideologien, die zu Gewalt aufrufen und 

anstacheln. Jihad-Kämpfer und Unterstützer kehren aus Kriegs- und Krisengebieten nach 

Europa zurück und begehen hier im Namen terroristischer Gruppierungen Anschläge. Wir 

haben es mit Täternetzwerken zu tun, die über nationale Grenzen hinweg agieren. Dieses 

Muster zeichnet sich auch bei den Anschlägen von Paris ab, die nach bisherigen 

Erkenntnissen von verschiedenen Ländern aus geplant und unterstützt wurden. Darüber 

hinaus gibt es Personen, die ohne direkten Anschluss an Gruppenstrukturen eigeninitiativ 

Gewalttaten begehen, im Sinne einer Ideologie, die über das Internet und die sozialen 

Medien in alle Welt verbreitet wird. Die Anleitung zum Bau der Schnellkochtopf-Sprengsätze 

der Attentäter des Boston-Marathons stammte vermutlich aus dem Online-Magazin des 

jemenitischen Al-Qaida-Ablegers. So funktioniert Globalisierung.  

 

In den vergangenen Monaten haben terroristische Gruppierungen ihre Anhänger weltweit 

mehrfach dazu aufgerufen, in ihrem unmittelbaren Umfeld mit den ihnen zur Verfügung 

stehenden Mitteln tätig zu werden, beispielsweise Menschen zu überfahren oder mit Messern 

zu töten. Welche Auswirkungen auch solche Modi Operandi haben können, wenn sie 
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flächendeckend zum Einsatz kommen, konnten wir in den vergangenen Wochen anhand der 

eskalierenden Lage in Israel und in den palästinensischen Gebieten beobachten. Haben die 

Täter die Möglichkeit, sich Zugang zu Schusswaffen und Sprengsätzen zu verschaffen, 

werden Angriffsszenarien wie in Paris möglich. Auch deshalb sind die Attentate vom 

vergangenen Freitag auf einer anderen Stufe einzuordnen als ein Großteil des bisherigen 

Anschlagsgeschehens in Europa: Den gezielten Einsatz von Selbstmordattentätern, die sich 

inmitten von Menschenmengen in die Luft sprengen, kennen wir bislang vor allem im 

Zusammenhang mit Anschlägen im Nahen und Mittleren Osten. In Europa hatten wir diesen 

Modus Operandi von Seiten islamistisch motivierter Täter bislang nur einmal erlebt – bei 

den Anschlägen in London im Juli 2005. Der Einsatz von Selbstmordattentätern mit 

Sprengstoffgürteln in Kombination mit Schnellfeuerwaffen, wie er in Paris erfolgte, ist für 

Europa ein Novum. 

 

Wenn in unseren europäischen Nachbarländern Anschläge begangen werden, die aufgrund 

ihrer ideologischen Begründung ebenso uns hätten gelten können, wenn wir uns in 

Deutschland gezwungen sehen, ein Länderspiel abzusagen, müssen wir uns 

selbstverständlich fragen lassen, wie wir aufgestellt sind, welche Maßnahmen wir ergreifen, 

um ähnliche Taten in Deutschland zu verhindern. 

 

Spätestens seit den Anschlägen des 11. September, die maßgeblich auch von Deutschland aus 

geplant und vorbereitet worden waren, haben sich unsere Ansätze zur Terrorismus-

bekämpfung grundlegend gewandelt. Die Lehren, die wir aus 9/11 gezogen haben, haben sich 

in erheblichen strukturellen Veränderungen der polizeilichen und nachrichtendienstlichen 

Zusammenarbeit niedergeschlagen. Durch die Schaffung des Gemeinsamen Terrorismus-

Abwehrzentrums (GTAZ) wurde die Kommunikation zwischen den zuständigen Stellen in 

Bund und Ländern institutionalisiert und intensiviert. Kommunikationswege wurden 

verkürzt, was sich vor allem im Lagefall bewährt. Mit dem GTAZ sind wir auf nationaler 

Ebene gut aufgestellt. Dennoch schärfen wir hier fortlaufend nach und tragen somit der 

Dynamik des Phänomens Rechnung, aus der sich immer wieder neue praktische Heraus-

forderungen für die tägliche Zusammenarbeit der beteiligten Behörden ergeben.   
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Auch auf internationaler Ebene sind wir gut vernetzt. Durch die „Police Working Group on 

Terrorism“, das Europol-Netzwerk und unser weltweites Netz von Verbindungsbeamten ist 

ein effektiver Informationsaustausch mit unseren europäischen Partnern und darüber 

hinaus gesichert. Zudem entwickeln wir unsere Systeme des polizeilichen Informations-

austauschs kontinuierlich fort, um sie für neue Anforderungen zu rüsten. Genau wie 

Straftäter dies tun, müssen auch wir Sicherheitsbehörden die Chancen von Globalisierung 

und Digitalisierung nutzen, um weltweit intelligentere und flexiblere Netzwerke zu schaffen.  

 

Die zweite zentrale Herausforderung besteht im wachsenden Personenpotenzial des 

islamistischen Spektrums und in der Dynamik der Lage. Die Gefährdungshinweise mit Bezug 

zum islamistischen Terrorismus haben sich in den vergangenen beiden Jahren im Vergleich 

zu den Vorjahren verdoppelt. Diese Entwicklung ist in erster Linie auf die Gründung und das 

Erstarken des sogenannten Islamischen Staates zurückzuführen. Der Zuwachs an teilweise 

zeitkritischen Gefährdungssachverhalten und die damit einhergehenden zu veranlassenden 

polizeilichen Maßnahmen bedeuten für uns, dass wir bei einem insgesamt größeren 

Volumen von Hinweisen immer schneller reagieren, gleichzeitig aber genauso gründlich 

vorgehen müssen. Welche Herausforderung das für uns ist, hat der Verlauf des gestrigen 

Tages nochmals deutlich gemacht. Praktisch bedeutet das also eine deutlich höhere 

personelle Belastung und höhere Anforderungen an die Abläufe. 

 

Auch das wachsende Personenpotenzial im islamistischen Spektrum bindet Personal bei den 

Polizeien in Bund und Ländern. Derzeit laufen mehr als 600 Ermittlungsverfahren mit Bezug 

zum islamistischen Terrorismus mit mehr als 900 Beschuldigten, knapp 150 davon beim 

BKA. Die islamistische Szene in Deutschland umfasst mehr als 43.000 Personen. Neben der 

steigenden Zahl der Jihad-Kämpfer und -Unterstützer zählen wir aktuell mehr als 400 

Gefährder und über 300 relevante Personen. Personen also, bei denen bestimmte Tatsachen 

die Annahme rechtfertigen, dass sie politisch motivierte Straftaten von erheblicher 

Bedeutung begehen bzw. sich an solchen beteiligen und sie unterstützen werden. Zudem 

haben wir Islamisten, bei denen wir die Ausreise verhindern konnten, die sich also weiterhin 

hier in Deutschland aufhalten. Trotz der Gefahren, die potenziell von diesen Personen 
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ausgehen, können wir sie nicht durchgehend im Auge behalten. Selbst wenn es rechtlich 

möglich wäre, wir hätten nicht die nötigen Ressourcen, um dies zu gewährleisten. 

 

Wir müssen daher effektiv planen und priorisieren, um polizeiliche Handlungsfähigkeit auch 

angesichts eines ständig wachsenden Personenpotenzials sicherzustellen. Und um 

priorisieren zu können, müssen wir in der Lage sein, Risiken zuverlässig und nachvollziehbar 

zu bewerten. Daher arbeiten wir derzeit im Bundeskriminalamt an der Entwicklung eines 

Instruments zur standardisierten Risikobewertung von islamistisch motivierten Gewalt-

tätern. Dieses Instrument soll künftig systematische Einschätzungen zum Risikopotenzial 

verschiedener Personen generieren und ergänzend zu bewährten Methoden wie 

Fallkonferenzen und Operativen Fallanalysen zum Einsatz kommen.  

 

Ohne Frage – aktuell ist die Stunde der unmittelbaren Gefahrenabwehr und der 

Strafverfolgung. Es gilt, alles zu tun, um einen Anschlag in Deutschland zu verhindern, ohne 

dabei die Ziele der Terroristen zu unterstützen. Erst wenn, wie gestern geschehen, das Risiko 

für die Bevölkerung nicht mehr zu vertreten ist, muss dann auch eine Großveranstaltung wie 

das geplante Länderspiel abgesagt werden. 

 

Eines zeigen diese Zahlen aber auch: Die Gefahr eines Anschlags kommt nicht in erster Linie 

von irgendwo da draußen in der Welt - sie wächst mitten unter uns und das gilt auch nach 

Paris und trotz der Flüchtlingswelle. Langfristig muss es deshalb unser Ziel sein, das 

Personenpotenzial des islamistischen Spektrums nicht nur unter Kontrolle zu halten, 

sondern es deutlich zu reduzieren. Dabei kann ein repressiver Ansatz alleine nicht zum Erfolg 

führen. Um der wachsenden Zahl radikalisierter Personen in unserem Land 

entgegenzusteuern, brauchen wir in weitaus größerem Umfang als bisher Präventions- und 

Deradikalisierungsmaßnahmen. 

 

Gerade im Bereich des politischen und religiösen Extremismus gibt es zahlreiche 

Schnittstellen zwischen Repression und Prävention. Extremistische Personen fallen uns 

häufig erst dann auf, wenn sie damit beginnen, gegen Gesetze zu verstoßen. Der Prozess der 

Radikalisierung ist zu diesem Zeitpunkt meist schon weit fortgeschritten.  
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Die Verhinderung solcher Radikalisierungsprozesse oder auch Maßnahmen der 

Deradikalisierung und der Resozialisierung sind Sache staatlicher und zivilgesellschaftlicher 

Präventionsinitiativen. Der Polizei kommt hier eine unterstützende Rolle zu. Bei 

Maßnahmen zur Deradikalisierung politischer oder religiöser Extremisten beispielsweise 

können wir nicht als zentraler Akteur auftreten, während wir gleichzeitig in denselben Fällen 

ermitteln.  

 

Erfolg oder Misserfolg von Präventionsmaßnahmen haben allerdings direkte Konsequenzen 

für die Aufgabenwahrnehmung der Polizei. Mit jeder Person, bei der Maßnahmen der 

Prävention, der Deradikalisierung, der Resozialisierung fehlschlagen oder gar nicht erst 

angewandt werden, wächst das Personenpotenzial, um das wir uns mit repressiven Mitteln 

„kümmern“ müssen. Und je größer das Personenpotenzial ist, umso schwieriger wird es 

angesichts begrenzter Ressourcen für die Polizei, mögliche Täter im Blick zu behalten und 

Straftaten zu verhindern. Die Anschläge in Paris sind ein trauriger Beleg dafür. 

 

Wir haben daher ein überragendes Interesse daran, dass Prävention in Deutschland und in 

Europa funktioniert. Und wir sehen hier dringenden Handlungsbedarf. Deshalb haben wir 

das Thema Prävention als Schwerpunkt der diesjährigen Herbsttagung gewählt. Und deshalb 

und gerade wegen der aktuellen Ereignisse haben wir es auch nicht geändert. 

 

Nur durch zielgerichtet angelegte und wirksame Maßnahmen der Prävention kann es uns 

gelingen, das Personenpotenzial extremistischer Straftäter, beispielsweise im Bereich 

Islamismus, zu reduzieren. Daher brauchen wir funktionierende Konzepte und einen 

ganzheitlichen Ansatz. Und vor allen Dingen müssen wir sichergehen, dass Maßnahmen der 

Repression und der Prävention möglichst nahtlos ineinander übergehen – fehlende 

Angebote und Betreuungslücken können hier im Zweifel zum Sicherheitsrisiko werden. 

 

Das Potenzial dafür ist grundsätzlich vorhanden. Wir zählen in Deutschland hunderte 

Initiativen, die sich beispielsweise mit Angeboten der politischen Bildung, mit Programmen 

zur Förderung von Toleranz und Vielfalt, oder durch die Vermittlung gewaltfreier 

Konfliktlösungsmechanismen direkt oder indirekt präventiv gegen politisch oder religiös 
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motivierte Gewalt und Kriminalität einsetzen. Aber wie bei der Polizei im repressiven 

Bereich steigen auch die Anforderungen an Träger von Präventionsinitiativen.  

Von den mehr als 760 Personen, die bislang nach Syrien und in den Irak ausgereist sind, 

befindet sich etwa ein Drittel wieder in Deutschland. Sofern die militärischen Erfolge, wenn 

wir es so nennen wollen, des sogenannten Islamischen Staates in den Kampfgebieten des 

Nahen Ostens weiter nachlassen, die Attraktivität der Gruppierung abnimmt, ist damit zu 

rechnen, dass auch die übrigen – überlebenden – Jihad-Kämpfer und -Unterstützer, oder 

zumindest ein Teil davon, nach Deutschland zurückkehren werden. 

 

Wie gehen wir mit diesen Personen um? Sofern Erkenntnisse vorliegen, dass sie sich in 

Syrien terroristischen Gruppierungen angeschlossen haben, sich an Kampfhandlungen 

beteiligt und Straftaten begangen haben, müssen sie sich dafür verantworten. Aber was 

geschieht darüber hinaus? Welche Art Betreuungsangebote benötigen diese Personen? Sind 

sie überhaupt bereit, unsere Angebote anzunehmen? All diese Fragen können wir bislang nur 

sehr begrenzt beantworten. Es fehlt an Erfahrungswerten, in Bezug auf die Jihad-Kämpfer 

und -Unterstützer, aber auch in Bezug auf die langfristige Wirksamkeit von Präventions- und 

Deradikalisierungsmaßnahmen im Allgemeinen.  

 

Wir wollen den Rahmen dieser Herbsttagung dazu nutzen, uns mit Ihnen als Experten und 

Praktiker über die Grundlagen erfolgversprechender Präventionsarbeit im Bereich des 

islamistischen Terrorismus auszutauschen, Impulse zu setzen und den Diskurs bezüglich 

einer gemeinsamen, einer nationalen Präventionsstrategie ein Stück weit voranzubringen. 

Die Referentinnen und Referenten werden dafür mit ihrer Expertise und ihren Sichtweisen 

in den nächsten beiden Tagen wertvolle Grundlagen schaffen. Ein herzliches Willkommen 

an Sie alle. Ich freue mich auf Ihre Beiträge. 

 

Wir wollen diese Tagung aber auch nutzen, um uns vor dem Hintergrund der aktuellen 

Ereignisse darüber auszutauschen, welche Schlüsse aus den neuerlichen Anschlägen in Paris 

für die Sicherheitslage in Europa und auch in Deutschland gezogen werden können. Diese 

Frage steht daher mit im Zentrum der heutigen Podiumsdiskussion. 


